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Zusammenfassung 
Das östliche Mittelmeer entwickelte sich zu einem Ort geopolitischer Rivalitäten. In den letzten Mona-
ten drohten die Spannungen rund um die Frage der Exploration von Erdgasfunden am Boden des Mee-
res zwischen der Türkei und Griechenland zu eskalieren. An der Rohstoff-Frage entzünden sich aller-
dings mehrere ungelöste regionale Konflikte. Im Zentrum dieser steht zurzeit die Türkei. Die Kurzana-
lyse zeigt die verschiedenen Konfliktsebenen auf, analysiert wo und wie sich die Positionen Griechen-
lands, Zyperns, und Frankreichs decken, und geht auf die Ambitionen und Motivationen der türkischen 
Regierung ein. Schließlich zeigt die Kurzanalyse noch mögliche Entwicklungen bzw. Auswege auf.  
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Eskalation im östlichen Mittelmeer  
Das östliche Mittelmeer entwickelte sich im 
Jahr 2020 zu einem Ort geopolitischer Ausei-
nandersetzungen. Am 12. August 2020 kam es 
zu einer Kollision eines türkischen Kriegsschiffs 
mit einer griechischen Fregatte. Die Spannun-
gen zwischen den beiden Staaten rund um Gas-
bohrungen im Meer drohten zu eskalieren. Die 
Türkei akzeptiert die von Griechenland bean-
spruchte sogenannte maritime Ausschließliche 
Wirtschaftszone nicht und provoziert Athen, in 
dem sie immer wieder in diese Gewässer For-
schungsschiffe, die von türkischen Kriegsschif-
fen eskortiert werden, entsendet.  
In die türkisch – griechische Konfrontation 
schaltete sich auch Frankreich ein. Präsident 
Macron entsandte zur Unterstützung Grie-
chenlands Militärschiffe und Kampfbomber in 
die Region. Die Sorge, dass der Streit zwischen 
den NATO-Staaten eskalieren könnte, alar-
mierte das Verteidigungsbündnis ebenso wie 
die EU. Die NATO versuchte zu vermitteln, die 
EU drohte der Türkei mit Sanktionen. Kurz vor 
dem EU-Gipfel des Europäischen Rates am 15. 
Oktober 2020 kam es zu einer Entspannung. 
Die Türkei zog plötzlich ihre Forschungs- und 
Kriegsschiffe aus den von Griechenland bean-
spruchten Gewässern ab. Griechenland willigte 
daraufhin ein, den bilateralen Dialog im Rah-
men der ausgesetzten Explorationsgespräche 
wieder aufzunehmen. Diese wurden seitdem 
immer wieder unterbrochen. Keine der Kon-
fliktparteien rückt von ihren Forderungen und 
Ansprüchen ab. Seit August 2020 wurden von 
den konkurrierenden Parteien im östlichen 
Mittelmeer mehrere Seemanöver abgehalten. 
Während Griechenland, Zypern, Italien und 
Frankreich Ende August ein gemeinsames See-
manöver durchführten, hielt die Türkei im Sep-
tember im türkisch besetzten Norden Zyperns 
Militärübungen ab. Im November 2020 folgte 
ein gemeinsames Seemanöver Griechenlands, 
Zyperns und Ägyptens.  
Die vorliegende Kurzanalyse erörtert die Hin-
tergründe der Konflikte um maritime Souverä-
nitätsrechte und die Strategie hinter den türki-
schen Provokationen. Sie behandelt außerdem 
die Auswirkungen auf EU und NATO und zeigt 
auf, welche Schritte für die Beilegung der Krise 
bzw. eine nachhaltige Deeskalation notwendig 
sind.  
 
Gasfunde in einer konfliktgeladenen 
Region 
Die Region des östlichen Mittelmeers ist von 
mehreren Konflikten um Souveränität, Identi-
tät, Sicherheit und regionale Vorherrschaft ge-
kennzeichnet. Dazu gehören neben dem unge-
lösten Konflikt über die Frage der maritimen 
Grenzziehung und der Ausschließlichen Wirt-
schaftszonen zwischen Griechenland und der 
Türkei, der Zypernkonflikt, der israelisch-paläs-
tinensische und der israelisch-libanesische 
Konflikt, der Bürgerkrieg in Syrien sowie jener 
in Libyen. Vor diesem Hintergrund schien die 
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Entdeckung von immensen Erdgasfunden am 
Boden des Mittelmeeres im Jahr 2009 zunächst 
für eine an Konflikten reiche, aber an Ressour-
cen arme Region, eine Chance auf Kooperation 
und Wohlstand zu bieten.  
Israel, vor dessen Küste die ersten Erdgasfelder 
entdeckt worden waren, trat relativ bald in Ge-
spräche mit Zypern und Ägypten um die Festle-
gung der Explorationen ein. Israel fördert in-
zwischen bereits aus den vor der Küste Haifas 
liegenden Gasfeldern Leviathan, Tamar und 
Dalit und ist dadurch seit 2013 unabhängig von 
Erdgasimporten. Die bislang größten Vorkom-
men in der Region wurden 2015 im Gasfeld 
Zohr, das ca. 200 km vor der Küste Ägyptens 
liegt, entdeckt. Ägyptens Gasreserven verdop-
pelten sich durch den Fund und das Land hat 
das Potenzial, sich zu einer Drehscheibe für 
Erdgas in der Region zu entwickeln.  
Auch im Süden Zyperns werden große Gasfel-
der vermutet. Eines der wichtigsten vor Zypern 
ist das im Jahr 2011 entdeckte Gasfeld Aphro-
dite. Inzwischen konzentrieren sich die Boh-
rungen vor Zypern auf weiter westlich gele-
gene Bereiche im Meer. 
Beinahe alle entdeckten Gasfelder befinden 
sich in den von den einzelnen Anrainerstaaten 
beanspruchten maritimen Ausschließlichen 
Wirtschaftszonen (AWZ) und in einigen Fällen – 
wie im Beispiel des Libanons und Israels oder 
auch Israels und Zyperns - sogar an deren äu-
ßersten Rändern. Ausschließliche Wirtschaft-
zonen sind laut internationalem Seerechts-
übereinkommen UNCLOS (United Nations Con-
vention on the Law of the Sea) Bereiche im 
Meer, die ein Anrainerstaat zusätzlich zu den 
Hoheitsgewässern bis zu 200 Seemeilen vor 
seiner Küste beanspruchen kann. In dieser 
AWZ kann der Küstenstaat in eingeschränktem 
Ausmaß Souveränitätsrechte ausüben und das 
Gebiet wirtschaftlich ausbeuten. Dies bezieht 
sich auf Fischereirechte ebenso wie auf Wind-
parks oder Öl- und Gasförderanlagen (Art 56 
Abs 1 lit a UNCLOS). In vielen Bereichen des 
Mittelmeeres treffen die Ansprüche der einzel-
nen Staaten auf den Verlauf der AWZ aufeinan-
der bzw. überlappen sie sich. Von insgesamt 13 
bestehenden bilateralen Seegrenzen im östli-
chen Mittelmeer sind nur drei durch Verträge 
festgelegt worden, darunter die Seegrenzen 
zwischen Israel und Zypern (2010) und Ägypten 
und Zypern (2003) (Baroudi 2020). Darüber 
hinaus unterzeichnete Ägypten mit Griechen-
land im August 2020 ein Abkommen über die 
AWZ (Politico 06-08-2020). Seit Oktober 2020 
laufen Verhandlungen zwischen Ägypten und 
der  palästinensischen Autonomiebehörde (Mi-
ddle East Monitor 29-10-2020) und die USA 
agieren als Mediatorin in einer weiteren Runde 
maritimer Grenzverhandlungen zwischen dem 
Libanon und Israel (The Times of Israel 30-11-
2020).  
Zypern, Israel, Ägypten und Griechenland ha-
ben sich zudem auf eine Kooperation bei der 
Förderung und beim möglichen Export des Erd-
gases im östlichen Mittelmeer geeinigt. Ein 
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wichtiges Prestigeprojekt in diesem Zusam-
menhang ist die Eastern Mediterranean (East-
Med) Pipeline. Die EastMed Pipeline soll das 
aus dem levantinischen Becken geförderte Erd-
gas über Zypern und Griechenland bzw. Italien 
in den EU-Markt exportieren.  
Mit veranschlagten Kosten von sechs bis sieben 
Milliarden US-Dollar (DW 02-01-2020) ist die 
EastMed Pipeline angesichts der generell nied-
rigen Erdgaspreise, der Folgen der Covid-19-
Krise und des von der EU eingeleiteten Green 
Deals allerdings aus heutiger Sicht kaum renta-
bel. Aufgrund der teuren Exploration und der 
Kosten für den Pipelinebau würde der Preis für 
das Gas aus dem östlichen Mittelmeer zu hoch 
sein, und könnte kaum mit den wesentlich 
günstigeren Importen aus Russland sowie LNG 
(Liquefied Natural Gas) aus den USA konkurrie-
ren. Somit sind die Erdgasfunde im östlichen 
Mittelmeer vornehmlich für den regionalen 
Energiemarkt bzw. die Versorgung der einzel-
nen Anrainerstaaten von Bedeutung. 
Im Jänner 2020 gründeten daher Israel, Ägyp-
ten, Zypern und Griechenland unter Einbezie-
hung Jordaniens und der palästinensischen Au-
tonomiebehörde sowie Italiens zum Zweck der 
Koordinierung der Gasexploration das EastMed 
Gas Forum, eine multilaterale Organisation mit 
Sitz in Kairo (Mitchell 2019). Während Frank-
reich und die USA um Mitgliedschaft angesucht 
                                                          
1 Danach änderte sich die Türkei-Strategie der grie-
chischen Regierung. Unter Premierminister Simitis 
gab Athen ab 1998 langsam seine ablehnende Hal-
tung gegenüber einem Beitritt der Türkei zur EU 
haben, wurden die Türkei und der Libanon ex-
plizit nicht zu einer Mitgliedschaft eingeladen. 
Somit ist das EastMed Gas Forum mehr eine 
politische Plattform, denn ein ökonomischer 
Zusammenschluss, bei dem es auch oder vor-
nehmlich um den Umgang mit der Türkei und 
ihren Ansprüchen auf das östliche Mittelmeer 
geht. Einige BeobachterInnen weisen darauf 
hin, dass die Erhebung des EastMed Gas Forum 
zu einer internationalen Organisation einen 
Schlag für Erdogan’s Bestrebungen im östli-
chen Mittelmeer darstellt (The Arab Weekly, 
23-09-2020). 
 
Die Frage der maritimen Souveräni-
tät   
Die ungeklärte maritime Grenzziehung zwi-
schen Griechenland und der Türkei führte be-
reits mehrfach zu Krisen. An der Frage, zu wel-
chem der beiden Länder unbewohnte kleine In-
seln in der Ägäis gehören, entzünden sich im-
mer wieder Konflikte. Im Winter 1995/96 eska-
lierte der Streit um die Zugehörigkeit der unbe-
wohnten Insel Imia (türkisch: Kardak) beinahe 
zu einem militärischen Konflikt zwischen den 
beiden NATO-Partnern. Damals konnte eine 
Konfrontation durch das Eingreifen der USA ab-
gewendet werden1.   
auf. Die Hoffnung war, die Streitfragen mit der Tür-
kei im Zuge eines EU-Beitrittsprozesses nicht nur 
besser lösen zu können, sondern diese auch auf 
eine gemeinsame EU-Ebene zu heben.  
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Weiterhin ist die im Jahr 1995 vom türkischen 
Parlament verabschiedete Resolution, die eine 
einseitige Ausweitung Griechenlands seiner 
Hoheitsgewässer auf 12 Meilen zu einem 
Kriegsgrund erklärt, aufrecht (DW 29-08-2020). 
Die Türkei fürchtet, dass dies, aufgrund der vie-
len, der türkischen Küste vorgelagerten griechi-
schen Inseln, die Ägäis zu einem griechischen 
Binnenmeer machen und der Türkei kaum Zu-
gang zu internationalen Gewässern lassen 
würde.  
Im aktuellen Konflikt mit Griechenland spielt al-
lerdings, mehr als die Frage der Hoheitsgewäs-
ser, die Frage der AWZs eine Rolle. Griechen-
land bezieht sich in seinem Anspruch auf die 
AWZ im östlichen Mittelmeer auf die UN-See-
rechtskonvention. Streitpunkt ist das Dreieck 
zwischen Zypern im Osten, der griechischen In-
sel Kreta im Westen und der Türkei im Norden. 
Hier überlagern sich die von diesen drei Staa-
ten gestellten Ansprüche auf AWZ. Während 
Griechenland seinen Anspruch auf eine AWZ im 
östlichen Mittelmeer auf die dem türkischen 
Ort Kaş nur 2 km vorgelagerte Insel Kastelorizo 
bezieht, steht die Türkei auf dem Standpunkt, 
dass die relativ kleine Insel (es leben nur we-
nige hundert Menschen auf der Insel) nicht den 
türkischen Anspruch auf den anatolischen Fest-
landsockel im Mittelmeer einschränken kann. 
Laut Seerechtsübereinkommen ist neben der 
AWZ auch die Definition des Festlandsockels 
für die Beanspruchung von Energievorkommen 
                                                          
2 Artt 74 Abs 2 und 83 Abs 2 UNCLOS 
3 z.B. Seeabgrenzungsstreit zwischen Katar und 
Bahrain, IGH 2001; Seeabgrenzungsstreit zwischen 
am Meeresboden von Bedeutung. Kann ein 
Staat wissenschaftlich belegen, dass sein Fest-
landsockel geologisch weiter als über 200 See-
meilen hinausreicht, ist er laut UNCLOS berech-
tigt, auch die Ausbeutung von Bodenschätzen 
über die AWZ hinaus geltend zu machen. Dies 
bezieht sich allerdings nur auf den Meeresbo-
den und hat keine Auswirkungen auf die Ge-
wässer, die darüber liegen (Art 78 UNCLOS).  
Die Türkei erkennt deshalb die AWZ Griechen-
lands und Zyperns, die auf bilaterale Abkom-
men zwischen Griechenland, Zypern und Ägyp-
ten basieren, nicht an. Sie entsendet deshalb, 
um ihren eigenen Anspruch auf diese Gebiete 
zu manifestieren, Forschungsschiffe in diese 
Bereiche des Meeres.  
Erschwerend in diesem Zusammenhang ist ne-
ben dem Umstand, dass die Türkei UNCLOS 
nicht beigetreten ist. Das hat zur Folge, dass 
das obligatorische Streitbeilegungsverfahren 
nicht zur Anwendung kommt2. Wenn eine 
Übereinkunft zwischen zwei Staaten nicht 
möglich ist, verpflichtet UNCLOS die beiden 
Parteien zu einem verbindlichen Streitbeile-
gungsverfahren durch internationale Recht-
sprechungsinstanzen wie den Internationalen 
Seegerichtshof, den Internationalen Gerichts-
hof oder ein sonstiges Schiedsgericht3 (Baroudi 
2020). 
Bangladesh und Myanmar, Int. Seegerichtshof 
2012 
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Allerdings ist auch UNCLOS ein eher allgemei-
nes Regelwerk. UNCLOS bietet keinen Mecha-
nismus zur Definition der Grenzziehung. Wenn 
maritime Grenzverläufe nicht geklärt sind, 
kommt es daher, insbesondere bei Binnenmee-
ren wie dem Mittelmeer, oftmals zu Über-
schneidungen bei den Ansprüchen der einzel-
nen Küstenstaaten.  
Da nicht alle Staaten der Konvention beigetre-
ten sind, müssen konkurrierende Ansprüche 
auf bilateraler Ebene geklärt werden (Binder 
2017). Bei schlechten bilateralen Beziehungen 
ist dies bei fehlender Vermittlung durch eine 
dritte Partei allerdings kaum möglich.  
Die Parteien versuchen deshalb, Tatsachen zu 
schaffen, und ihre Ansprüche einzuzementie-
ren, um eine bessere Verhandlungsposition zu 
schaffen.  
Als ein Beispiel gilt in diesem Zusammenhang 
das Abkommen, das die türkische Regierung 
überraschend mit der in Tripolis ansässigen 
und in Bedrängnis geratenen international an-
erkannten libyschen Regierung rund um Premi-
erminister Sarraj abgeschlossen hat. Das Ab-
kommen beinhaltet eine Einigung auf die ge-
genseitige Begrenzung der libyschen und türki-
schen AWZ im östlichen Mittelmeer. Es igno-
riert nicht nur die Ansprüche Griechenlands 
hinsichtlich ihrer AWZ, sondern es stellt auch 
eine Maximalauslegung des anatolischen Fest-
landsockels dar.  
Überlagert wird der griechisch-türkische Kon-
flikt zusätzlich durch die Migrationsfrage. Dies 
verkompliziert eine Lösung noch weiter. Einer-
seits fährt hier die rechts-konservative griechi-
sche Regierung eine härtere Migrationsstrate-
gie, die von einer Militarisierung der Grenze 
und Push-Backs von Flüchtlingen in die Türkei 
gekennzeichnet ist. Andererseits setzte Präsi-
dent Erdoğan im März 2020 überraschend, um 
Druck auf die EU auszuüben, Flüchtlinge in 
Richtung Griechenland in Bewegung, was wie-
derum zu einem Flüchtlingsdrama an der grie-
chisch-türkischen Grenze führte.  
Eine weitere Ebene des Souveränitätskonflikts 
stellt die ungelöste Zypernfrage dar. Seit 1974, 
dem Jahr der türkischen Invasion, ist die Insel 
in einen griechischen und einen türkischen Teil 
geteilt. Die im Norden der Insel ausgerufene 
türkische Republik Nordzypern (TRNZ) wird nur 
von der Türkei anerkannt und ist international 
isoliert. Nordzypern ist deshalb wirtschaftlich 
vollständig von Ankaras Unterstützung abhän-
gig.  
Die zypriotische Regierung gilt als die internati-
onal anerkannte Regierung und vertritt die 
Souveränität der gesamten Insel. Allerdings hat 
sie keine Durchgriffsmöglichkeiten auf den tür-
kisch besetzten Teil. Die zypriotische Regierung 
hat für die von ihr beanspruchte AWZ Boh-
rungslizenzen an die internationalen 
Energiekonzerne Noble Energy (USA), Shell 
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(Großbritannien/Niederlande) und Delek (Is-
rael) erteilt.4 
Während die Türkei nicht nur die von Zypern 
beanspruchte AWZ nicht anerkennt, billigt sie 
auch nicht die von der zypriotischen Regierung 
vergebenen Bohrungs- und Förderungslizen-
zen. Sie führt dabei auch die Rechte der türki-
schen Zyprioten an den Gaseinkünften ins Vor-
dertreffen.  
Jüngst setzte Ankara im Zusammenhang mit 
dem Gasstreit auch im Zypernkonflikt auf Eska-
lation. Als Retourkutsche für den Streit um Sou-
veränitätsrechte im Mittelmeer erklärte der 
neu gewählte Präsident der türkischen Repub-
lik Nordzypern, der auf die Unterstützung Prä-
sident Erdogans zählen kann, die bislang abge-
riegelte Militärzone, den ehemaligen grie-
chisch bewohnten Küstenort Varosha, zu ei-
nem Teil des Staatsgebiets der türkischen Re-
publik Nordzypern. Daraufhin wurde Varosha 
für BesucherInnen aus der TRNZ geöffnet. Am 
15. November 2020 besuchte auch Präsident 
Erdoğan Varosha, in Begleitung seines infor-
mellen Koalitionspartners Devlet Bahçeli, dem 
Parteichef der ultranationalistischen MHP (Se-
ufert 2020). Der Einfluss nationalistischer 
Kreise begünstigt eine nationalistische Rheto-
rik und eine Militarisierung der türkischen Au-
ßenpolitik.   
 
                                                          
4 Die Konzessionen für die Exploration und die da-
rauffolgende Förderung von Erdgas und Erdöl ver-
geben jene Staaten, in deren Küstengewässern 
Frankreichs Ambitionen 
Auch Frankreich engagiert sich in den letzten 
Jahren verstärkt militärisch in der Region. Prä-
sident Macron positionierte sich rasch im eska-
lierenden Streit um Souveränitätsrechte auf 
Seiten Griechenlands und Zyperns und deu-
tete, wenn nötig, militärische Unterstützung 
an. Präsident Macron entwickelte sich zu ei-
nem Frontmann gegen türkische Ambitionen in 
der Region. Im September 2020 lud Emmanuel 
Macron südliche EU-Mitgliedsstaaten zur Koor-
dinierung in der Rohstoff-Frage nach Korsika 
ein. Im Vorfeld erklärte Präsident Macron „Un-
sere roten Linien sind einfach der Respekt vor 
der Souveränität eines jeden europäischen 
Mitgliedstaates, die Achtung des Völkerrechts" 
(Kurier 10-09-2020). Frankreich drängte auch 
auf dem EU-Ratsgipfel gemeinsam mit Grie-
chenland und Zypern darauf, harte Sanktionen 
gegen die Türkei zu beschließen.  
Frankreichs aktives Engagement im Konflikt 
hängt vor allem mit einer unter Präsident 
Macron eingeleiteten aktiveren Regionalpolitik 
zusammen. Präsident Macron strebt, ange-
sichts des weitgehenden Rückzugs der USA aus 
dem Nahen Osten, eine führende Rolle für 
Frankreich in der Region an. Zum einen ver-
sucht Paris im und über den Libanon seinen his-
bzw. der von ihnen beanspruchten AWZ sich diese 
vollziehen. 
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torischen Einfluss in der Levante zurückzuge-
winnen und zum anderen engagiert sich Frank-
reich aktiv in Libyen.  
Im Gegensatz zu den übrigen EU-Staaten 
nimmt Paris im Libyen-Konflikt auch Partei für 
General Haftar, der die Rebellentruppen gegen 
die international anerkannte Regierung in Tri-
polis anführt. Zu deren Gunsten brachte sich 
wiederum die Türkei ein. Auch aufgrund des 
türkischen Engagements auf der einen und des 
französischen bzw. ägyptischen Engagements 
auf der anderen Seite in Libyen tun sich neue 
Konfliktpotenziale auf. So wurden bereits 
mehrfach türkische Frachter von der EU-Mis-
sion Irini, die den UN-Waffenboykott über Li-
byen überwacht, aufgehalten. Die Türkei wirft 
Frankreich wiederum vor, bei Waffenlieferun-
gen an die Truppen General Haftars über den 
Landweg zuzuschauen, um nicht zu sagen, 
diese zu begünstigen.  
Die aktivere Politik gegenüber der Region östli-
ches Mittelmeer ist auch mit handfesten wirt-
schaftlichen Interessen verbunden. Der franzö-
sische Energiekonzern Total konnte sich in den 
von Griechenland und von Zypern beanspruch-
ten AWZ Bohrkonzessionen sichern. Außerdem 
ist Total auch in Libyen involviert. Im Gegenzug 
für die Unterstützung Frankreichs orderte die 
griechische Regierung 18 Rafale Kampfjets (La 
Tribune 06-10-2020).  
Das französische Engagement in der Region 
kreuzt sich nicht nur zwangsläufig mit den regi-
onalen Ambitionen Präsident Erdoğans, 
sondern es unterwandert auch eine 
gemeinsame EU-Nachbarschafts- und 
Regionalpolitik bzw. die Schlagkraft des 
Verteidigungsbündnisses der NATO. Die zum 
Großteil selbst verschuldete Isolation der 
Türkei führt zu immer eigenwilligeren 
politischen Handlungen, die auch vor 
militärischen Provokationen nicht 
zurückschrecken. Die türkische Regierung und 
ihre BeraterInnen glauben sich in einem 
geopolitischen Machtpoker an die Wand 
gedrängt. Aus ihrer Sicht muss die Türkei rasch 
Schritte setzen, um nicht als Verlierer 
dazustehen.  
 
Mavi Vatan und die Isolation der 
Türkei 
Hinsichtlich der Militarisierung der Ansprüche 
auf maritime Zonen spielt die sogenannte Mavi 
Vatan (Blaue Heimat) Strategie eine wesentli-
che Rolle. Diese geht auf nationalistische, 
NATO-kritische Kreise innerhalb der Streit-
kräfte zurück. Diese haben infolge der „Säube-
rungen“ nach dem gescheiterten Putschver-
such im Juli 2016 an Einfluss gewonnen. Mavi 
Vatan sieht eine wesentlich aktivere und auf 
militärische Schlagkraft basierte Regionalpoli-
tik vor. Der Strategie liegt die These zugrunde, 
dass die Türkei in der Region isoliert und von 
feindlich gesinnten Kräften umzingelt ist. Dem-
nach ist auch den westlichen Verbündeten und 
internationalen Organisationen, die von diesen 
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dominiert werden und ihre Interessen verteidi-
gen, nicht zu trauen. Die Türkei stehe in einem 
ungezügelten geopolitischen Wettkampf um 
Ressourcen alleine da. Um die eigenen Interes-
sen wahren zu können, könne man nicht auf 
Diplomatie und Verhandlungen hoffen. Statt-
dessen müsse die Türkei auf Stärke und Unab-
hängigkeit setzen. Zu einer unabhängigen mili-
taristischen Außenpolitik und der Durchset-
zung der eigenen Interessen gehört demnach 
der Aufbau einer türkischen Militärindustrie 
sowie auch militärische Operationen jenseits 
der eigenen Grenzen (Hürriyet 11-08-2020). 
Die türkische Militärindustrie erzeugt bereits 
mehrere Kriegsschiffe und U-Boote. 2019 
wurde der erste kleinere Flugzeugträger fertig-
gestellt. Im August 2020 kündigte Präsident 
Erdogan angesichts eines internationalen 
Wettlaufs den Bau von zwei weiteren Flugzeug-
trägern an (Milliyet 23-08-2020). 
Die Wahrnehmung einer Umzingelung wird 
durch die wachsende Isolation der Türkei auf 
regionaler und internationaler Ebene verstärkt. 
Eine prononciert pro-islamische, identitätsba-
sierte türkische Außenpolitik hat in den letzten 
Jahren zu mehrfachen Konflikten mit Partnern 
und Nachbarn geführt. Im Nahen Osten setzte 
die türkische Außenpolitik nach dem Arabi-
schen Frühling vor allem auf die Muslimbruder-
schaft. Mit den Entwicklungen in Syrien, insbe-
sondere aber dem Sturz von Präsident Mursi in 
Ägypten, geriet diese Strategie in eine Krise. 
Die Beziehungen mit Präsident Abd al Fattah s-
Sisi sind aufgrund des Umstandes, dass Ankara 
führenden Muslimbrüdern in der Türkei Asyl 
bot, weitgehend unterkühlt. Die Unterstützung 
für die Muslimbruderschaft führte auch zu ei-
nem Bruch mit Saudi Arabien und den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten. Anstatt sich zu einer 
regionalen Macht und einem Vorbild und Men-
tor für moderat islamische Bewegungen zu ent-
wickeln, ist die Türkei im Nahen Osten heute 
weitgehend isoliert. 
Auch die Beziehungen mit Israel sind seit 
Längerem belastet. Präsident Erdoğan bekun-
det nicht nur seine Sympathien für die Hamas, 
er bezichtigt Israel immer wieder auch auf-
grund des Vorgehens in Gaza des Staatsterro-
rismus. Immer wieder kam es deshalb zu ver-
balen Eskalationen. Die einst gute militärische 
Zusammenarbeit ist weitgehend ausgesetzt.  
Getrübt ist seit einiger Zeit auch das Verhältnis 
mit der EU und einzelnen Mitgliedsstaaten. 
Präsident Erdoğan sieht sich nicht nur gerne als 
der Verteidiger der Rechte von bedrängten 
Muslimbrüdern im Nahen Osten, sondern auch 
als Fürsprecher und Wahrer der Rechte von 
türkischen MigrantInnen und anderen Musli-
mInnen in Europa. Er scheute nicht davor zu-
rück, immer wieder europäische PolitikerInnen 
offen anzugreifen und des Rassismus zu bezich-
tigen. Einen neuen Höhepunkt erreichte eine 
Polemik rund um Islamophobie und Rassismus 
in Europa mit den Aussagen des französischen 
Präsidenten Macron in Folge der Enthauptung 
eines Lehrers, weil er im Unterricht die umstrit-
tene Mohammed Karikatur des Satire-Maga-
zins Charlie Hebdo gezeigt hatte. Macron hatte 
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die Tat zum Anlass genommen, um eine Krise 
im Islam zu konstatieren. Erdoğan reagierte 
empört darauf und nutzte die Gelegenheit, sich 
zum Sprachrohr einer transnationalen islami-
schen Gemeinschaft aufzuschwingen. Dabei 
mobilisiert Erdoğan nicht nur Ressentiments in 
der Türkei geschickt, sondern er bespielt auch 
die Rolle von MuslimInnen als Opfer eines auf 
seinen eigenen Vorteil bedachten und rück-
sichtslosen, anti-muslimischen Westens. Dies 
führte auch zu einem Boykott französischer 
Waren quer durch die islamische Welt.  
Die verbalen Auseinandersetzung zwischen 
Erdoğan und Macron sowie der Boykott franzö-
sischer Waren fanden vor dem Hintergrund mi-
litärischer und wirtschaftlicher Spannungen im 
östlichen Mittelmeer statt.  
 
Deeskalation mithilfe der Mediation 
durch Dritte? 
In Anbetracht der komplizierten politischen 
Verstrickungen sind Gespräche über eine mög-
liche Deeskalation und zur weiteren Konfliktlö-
sung im östlichen Mittelmeer unter Einbezie-
hung Dritter naheliegend. Fraglich ist, welcher 
Akteur hier eine ausreichend unparteiische 
Stellung einnimmt und von der Türkei bzw. den 
übrigen beteiligten Parteien akzeptiert wird. 
Griechenland und die Türkei zeigten sich be-
reit, Gespräche über die NATO, der sie beide 
angehören, aufzunehmen. Am 1. Oktober 2020 
wurde ein bilateraler militärischer Konfliktme-
chanismus eingerichtet, der das Risiko von Zwi-
schenfällen im östlichen Mittelmeer verringern 
soll (NATO 01-10-2020). Allerdings weigert sich 
Griechenland bereits seit dem 9. Oktober 2020 
an den NATO-geführten Sitzungen zur Deeska-
lation teilzunehmen (Daily Sabah 07-12-2020). 
Griechenland versucht stattdessen, unterstützt 
durch Zypern und Frankreich, sowie auch in ei-
nem eingeschränkten Ausmaß durch Öster-
reich, die EU zu einer härteren Vorgehensweise 
gegen die Türkei zu bewegen. Dazu gehören 
neben Forderungen nach Sanktionen, auch um 
der türkischen Wirtschaft Schaden zuzufügen, 
die Aussetzung der Zollunion mit der Türkei 
bzw. ein Waffenembargo. Allerdings gibt es 
dazu in der EU keine Einigkeit. Deutschland, Ita-
lien, Spanien und Polen sowie auch andere EU- 
und NATO Mitglieder stellen sich strikt gegen 
umfassende Sanktionen und ein Waffenem-
bargo gegen ein weiteres NATO-Mitglied (BBC 
10-12-2020). 
 
Die deutsche Ratspräsidentschaft verfolgte seit 
Sommer 2020 eine Politik der Vermittlung im 
eskalierenden Streit zwischen der Türkei und 
Griechenland. Dabei mag auch die Sorge um 
die einseitige Aufkündigung des EU-Türkei 
Deals hinsichtlich der Regelung der Migration 
eine Rolle spielen. Berlin‘s besonnenes Han-
deln machte Deutschland in den Augen Anka-
ras zu einem potenziellen Vermittler in der Sa-
che. Hier spielt auch das Gewicht Deutschlands 
in der EU und NATO eine wichtige Rolle. Es ist 
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somit fraglich, ob auch die folgende portugiesi-
sche Ratspräsidentschaft eine ähnliche Funk-
tion wird einnehmen können. Die griechische 
Regierung ist wiederum von der deutschen Zu-
rückhaltung enttäuscht und vertiefte Bezie-
hungen mit Ägypten, Israel und den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten, die ebenso in Konflikt 
mit der Türkei stehen.  
Der EU-Rat der Staats- und Regierungschefs 
vom 10. Dezember 2020 hielt die Drohungen 
gegen die Türkei aufrecht und forderte sie zu 
Deeskalation auf. Allerdings wurde eine wei-
tere Verschärfung der Vorgehensweise auf die 
Zeit nach der Inauguration Joe Bidens verscho-
ben.  
Eine einheitliche Position innerhalb der EU ge-
genüber der Türkei würde zunehmende Feind-
seligkeiten besänftigen und die Nachbar-
schaftspolitik mit der Türkei stärken. Im Hin-
blick auf das hohe Konfliktpotenzial zwischen 
der EU und der Türkei sollte Österreich den Di-
alog zwischen den Anrainerstaaten unterstüt-
zen und sich gegen eine komplette Ablehnung 
der Türkei aussprechen. Diese Ablehnung 
drängt die Türkei nur weiter in die Ecke und 
lässt sie in ihrer Außenseiterposition zurück.  
Auch wenn es während der Trump-Administra-
tion immer wieder Spannungen zwischen An-
kara und Washington gab5, zogen sich unter 
Trump die USA weitgehend von der Region und 
einer normativen Politik zurück. Präsident 
                                                          
5 Zuletzt hob Washington im September 2020 das 
seit 1987 gültige Waffenembargo gegenüber der 
Republik Zypern, das eine Wiedervereinigung hätte 
Trump kritisierte weder autokratische Tenden-
zen in der Türkei noch die Militarisierung in der 
Region. Es ist zu erwarten, dass sich die USA un-
ter dem zukünftigen Präsidenten Biden stärker 
einbringen wird. Insbesondere ist eine härtere 
Haltung gegenüber Präsident Erdoğans 
Innenpolitik und seinen außenpolitischen 
Alleingängen zu erwarten (Ahval 07-12-2020). 
Allerdings wird die zukünftige Biden-
Administration darauf bedacht sein, das NATO-
Bündnis nicht weiter zu zerrütten.  
Zu hoffen ist, dass sich die Idee einer internati-
onalen Konferenz, die alle Anrainerstaaten des 
östlichen Mittelmeeres einbindet und eine Lö-
sung der vielen Konflikte um Souveränität an-
strebt, durchsetzt. Diese Kooperation sollte 
und muss die Türkei miteinbeziehen. Provoka-
tionen von türkischer Seite zielen darauf ab, die 
Türkei nicht außer Acht zu lassen und sich für 
Verhandlungen zu positionieren. Tatsächlich 
muss einer der größten Anrainerstaaten in eine 
nachhaltige Lösung des Konfliktes eingebun-
den werden. Dazu müssen allerdings die Türkei 
ebenso wie Griechenland von ihren Maximal-
forderungen hinsichtlich der AWZ abgehen. 
Eine Lösung der Spannungen um die maritimen 
Zonen bzw. Gasexploration könnte auch posi-
tive Auswirkungen auf andere Konfliktebenen 
haben. So besteht weiterhin Hoffnung, dass es 
auch in der Zypernfrage zu einer Lösung kom-
men kann. Ein Anzeichen dafür, dass es hierfür 
Spielraum gibt, bieten die Gespräche in Crans 
begünstigen sollen, sehr zum Ärger Ankaras auf 
(Reuters 15-09-2020). 
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Montana in der Schweiz, die kurz vor einem 
Durchbruch an der Frage der Stationierung tür-
kischer Truppen auf der Insel scheiterten (Reu-
ters 07-07-2017).  
Österreich könnte bei der Ausrichtung einer 
Konferenz zum östlichen Mittelmeer ebenso 
eine tragende Rolle als Gastgeber spielen, wie 
auch als Vermittler bzw. Gastgeber bei eventu-
ellen zukünftigen Gesprächen zur Lösung des 
Zypernkonflikts.
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